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Tagung der Gesellschaft ~ 
für Rechtsvergleichung vom 
24.-27. September 1997 
in Graz 
I. Eröffnungssitzung 
Vom 24. bis 27. September 1997 fand in Graz die 26. Tagung für Rechts­
vergleichung statt, an der 250 Juristen aus 17 Ländern teilnahmen. Ver­
anstalter der Tagung waren die deutsche Gesell~haft für Rechtsverglei­
chung, die sich als Nachfolgeorganisation der 1894 in Berlin gegründe­
ten "Internationalen Vereinigung für die vergleichende Rechtswissen­
schaft und Volkswirtschaftslehre" versteht und an deren Tradition an­
knüpft, sowie die österreichische Gesellschaft für Rechtsvergleichung. 
Bei der 26. Tagung für Rechtsvergleichung handelte es sich nach den 
Tagungen in Wien 1963 und Innsbruck 1987 um die dritte in Österreich 
stattfindende Tagung. 
Die EröffnungsveranstaItung fand in der Aula der gastgebenden 
Karl-Franzens-Universität zu Graz statt. Der Rektor der Universität, 
Prof. Wolfgang Rauch, Graz, hieß die Teilnehmer der Tagung im Rah­
men einer Ansprache herzlich willkommen. Sodann begrü/he der Vor­
sitzende des Vorstandes der deutschen Gesellschaft für Rechtsverglei­
chung, Prof. Dr. Dr. h. c. Peter Schlechtriem, Freiburg, die Anwesen­
den und dankte für die Gastfreundschaft der Grazer Universität sowie 
der Rechtswissenschaftlichen Fakultät. Er wies auf die geopolitische 
wie historische Bedeutung der Stadt Graz als "Brücke zu Osteuropa" 
hin, was nicht zuletzt den Ausschlag bei der Wahl des Tagungsortes ge­
geben habe. Anschließend richtete der Präsident der österreichischen 
Gesellschaft für Rechtsvergleichung, Prof. Dr. Hans Hoyer, Wien, 
Grußworte an die Teilnehmer; als besonders erfreulich wertete Hoyer 
dabei die Anwesenheit der zahlreichen Gäste aus osteuropäischen Staa­
ten. Herr Ministerialdirektor Ludwig-Wilhelm Keck, Bonn, über­
brachte den Tagungsteilnehmern die Grüße des Bundesministers der 
Justiz und wünschte den Versammelten eine erfolgreiche Veranstal­
tung. Im Anschluß begrüßte der Bundesminister für Justiz der Repu­
blik Österreich, Dr. Nikolaus Michalek, Wien, die Anwesenden. Der 
Minister hob die Bedeutung der Rechtsvergleichung hervor und schloß 
sich dem Wunsch nach einem guten Tagungsverlauf an. 
Im Mittelpunkt der Eröffnungssitzung stand sodann der Festvor­
trag von Prof. Dr. Christian Starck, Göttingen, Vorstandsmitglied der 
deutschen Gesellschaft für Rechtsvergleichung, zu dem Thema 
"Rechtsvergleichung im Öffentlichen Recht". Starck gab einleitend ei­
nen rechtshistorischen Überblick über die Bedeutung der Rechtsver­
gleichung für die Entwicklung des deutschen Staats- und Verfassungs­
rechts im 19. Jahrhundert; er stellte die Zwecke und Methoden der 
Rechtsvergleichung zunächst allgemein dann insbesondere im Öffentli­
chen Recht dar und behandelte schließlich deren Wertungsprobleme. 
Zur Vermeidung von Wiederholungen sei an dieser Stelle auf die Veröf­
fentlichung der erweiterten Fassung des Festvortrags in JZ 1997, 
1021 - 1030 verwiesen. 
Barbara Kopp, Freiburg 
11. Fachgruppe Grundlagenforschung 
Gegenstand der von Prof. Dr. Assmann (Tübingen) geleiteten Sitzung 
war das Thema "Der Umgang mit dem aufgrund von Gemeinschafts­
recht angeglichenen Recht". In seiner Einleitung ging Assmann kurz 
auf die Normenhierarchie innerhalb des Europarechts und dessen Ver­
hältnis zum nationalen Recht ein, um sich dann der zentralen Frage der 
richtlinienkonformen Auslegung zuzuwenden. Sie werde im Schrift­
tum erstaunlich wenig behandelt und werfe viele Fragen auf. Problem­
bereiche seien: Welche Normen sind in den einzelnen EG-Mitgliedstaa­
ten überhaupt einer richtlinienkonformen Auslegung zugänglich und 
welche Praxis verfolgen die Staaten bei der Anwendung.der in der Mar­
leasing-Entscheidung entwickelten Formel? Läßt sich ein Vorrang der 
richtlinienkonformen Auslegung vor nationalen Auslegungsmethoden 
mit dem Gewaltenteilungsprinzip vereinbaren, da der nationale Richter 
auf diese Weise Rechtsfortbildung betreibe und nationales Recht in sei­
nem herkömmlichen Verständnis gleichsam verwerfen könne? Ent­
scheide man sich gegen ein derartig weites Verständnis der richtlinien­
konformen Auslegung und betrachte die herkömmlichen Methoden 
zugleich als ihre Grenze, habe dies ebenfalls einschneidende Folgen. Je 
nach Lage des Einzelfalls habe der Mitgliedstaat die Richtlinie damit 
unvollständig umgesetzt mit der Folge, daß der im Rechtsstreit unterle­
genen Partei ein Haftungsanspruch im Sinne der Francovich-Recht­
sprechung zustehen könne. 
In seinem Generalbericht und Länderbericht Deutschland defi­
nierte Prof. M üller-Graff (Heidelberg) zunächst das "angeglichene 
Recht", worunter er auch das von EWR-Staaten, beitrittswilligen und 
sonstigen Staaten im autonomen Nachvollzug geschaffene Recht zur 
Anpassung an den Standard der EU verstehe. Bei den Erscheinungsfor­
men harmonisierten Rechts unterschied er zwei Gruppen nationaler 
Normen, nämlich sogenannte angleichungsgestaltete Normen (Gesetze 
zur Umsetzung einer Richtlinie) und unveränderte Korrespondenznor­
men. Letztere zeichneten sich dadurch aus, daß eine Vorschrift des na­
tionalen Rechts bereits dem Standard entspreche, der in einer umzuset­
zenden Richtlinie verlangt werde, und deshalb eine formelle Anpas­
sung des nationalen Rechts unterbleiben könne. Die Gerichte hätten 
zur Ermittlung des Regelungsgehalts einer Vorschrift die "identitätsei­
genen Auslegungsmaßstäbe des nationalen Rechts" anzuwenden. Zwar 
schienen diese Maflstäbe in den Mitgliedstaaten in etwa gleich zu sein, 
doch dominiere im englischen Recht eher der Wortlaut, in unserer 
Rechtsordnung eher die teleologische Auslegung. Deshalb bestehe die 
Gefahr eines Auseinanderdriftens bei der Auslegung harmonisierten 
Rechts. Dieser Gefahr könne mit der richtlinienkonformen Auslegung 
begegnet werden. Eine solche Auslegung komme allerdings nicht bei 
jeder Norm des nationalen Rechts in Betracht, die anläßlich der U m­
setzung der Richtlinie ergangen sei. Vielmehr scheide eine richtlinien­
konforme Auslegung aus, soweit die Richtlinie selbst auf das nationale 
Recht verweise. Weiterhin scheide diese Art der Auslegung aus, wenn 
die nationale Norm zwar anläßlich der Richtlinienumsetzung geschaf­
fen wurde, die Norm aber nicht der Umsetzung der Richtlinie diene 
(etwa weil der nationale Gesetzgeber über das von der Richtlinie gefor­
derte Minimum hinausging). Müller-Graff ordnete der richtlinienkon­
formen Auslegung eine .zweifelüberwindende Funktion" zu, d.h. ihr 
komme kein Vorrang vor den nationalen Methoden zu und sie könne 
die Grenzen der nationalen Auslegungsregeln nicht überwinden. Die 
richtlinienkonforme Auslegung komme nur innerhalb der nationalen 
Methoden zur Anwendung. Sofern diese Methoden einen Zweifel am 
Ergebnis ließen, könne mit Hilfe der richtlinienkonformen Auslegung 
eine europarechtskonforme Lösung gefunden werden. Sie erfasse glei­
chermaßen angleichungsgestaltete Normen und unveränderte Korre­
spondenznormen. Eine horizontale Drittwirkung von Richtlinien 
lehnte er ab. Die Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung leitete er 
zum einen aus Art. 5, 189 EGV, zum anderen aus der dem nationalen 
Recht bekannten Pflicht zur Gemeinschaftstreue ab. 
In ihren anschließenden Länderberichten schilderten Prof. Dr. Fra­
mant (Paris), Prof. Dr. Hartley (London) und ProL Dr. Posch (Graz) 
die Praxis ihrer Länder im Umgang mit angeglichenem Recht. Sie 
stimmten mit dem Generalberichterstatter darin überein, daß der richt­
linienkonformen Auslegung kein Vorrang vor den nationalen Ausle­
gungsmethoden zukomme. Von dieser bislang auch in Großbritannien 
anerkannten Linie ist das Hause of Lords allerdings in einem jüngst er­
gangenen Urteil abgewichen (Webb. v. EMO Air Cargo [UK] Ltd. [No. 
2], [1995] 4 All England Law Reporrs 577). 
In der Diskussion stimmten viele Teilnehmer dem Generalbericht­
erstatter darin zu, dafl die richdinienkonforme Auslegung in der Praxis 
nur eine untergeordnete Rolle spiele und die europarechtliche Dimen­
sion eines Falles oft nicht wahrgenommen werde. Ausmaß und Ursa­
chen dieses Problems waren im einzelnen ebenso streitig wie die mög­
liche Abhilfe. Hingewiesen wurde auf die Notwendigkeit einer Samm­
lung und Systematisierung der EG-Vorschriften. Auch das Verhältnis 
von richtlinien konformer Auslegung und Rechtsfortbildung wurde 
diskutiert. Ein schweizerischer Teilnehmer wies darauf hin, daß die Ge­
richte der Schweiz das autonom umgesetzte Recht durch den Vergleich 
mit dem Recht der Mitgliedstaaten auslegten. Diese Methode sei keine 
richtlinienkonforme, wohl aber eine richtlinienorientierte Auslegung. 
Dr. Rolf Sethe, LL.M., Tübingen 
111. Fachgruppe Zivilrecht 
Die Arbeitssitzung der Fachgruppe Zivilrecht am 25. September 1997 
in Graz wurde durch den Fachgruppenleiter Prof. Dr.Dr.h. c. 'Hans-Leo 
Weyers (Frankfurt a.M.) eröffnet. In seiner Einleitung hoh Weyers 
zunächst die Bedeutung der Thematik der Menschenrechte in Südost­
europa hervor. Er wies auf die Geltung der Menschenrechtskonvention 
einerseits im nationalen Bereich und andererseits auf die Relevanz der 
Menschenrechte im Hinblick auf die fortSchreitende Globalisierung 
hin. 
Prof. Dr. Monika Himeregger (Graz) setzte den Schwerpunkt ihres 
